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Sozialdienste sehen sich mit wachsenden 
Anforderungen konfrontiert: zunehmender 
Fallkomplexität, steigenden Erwartungen 
an Qualität und Professionalität sowie der 
angespannten Fachkräftelage. Auch Emp-
fehlungen von Fachgremien zur Mindest-
grösse von Sozialdiensten wie der KOKES 
(Konferenz für Kindes- und Erwachsenen-
schutz) oder der BKSE (Berner Konferenz 
für Sozialhilfe, Erwachsenen- und Kindes-
schutz) und regulatorische Entwicklungen 
führen dazu, bestehende Strukturen kri-
tisch zu hinterfragen und über grössere Or-
ganisationseinheiten nachzudenken. Es 
stellen sich Fragen wie: Reichen die beste-
henden Strukturen aus, um den Auftrag 
nachhaltig zu erfüllen? Wie lassen sich klei-
nere oder mittelgrosse Sozialdienste zu-
kunftsfähig weiterentwickeln – fachlich, or-
ganisatorisch und finanziell? Eine mögliche 
Antwort liegt in der interkommunalen Zu-
sammenarbeit (IKZ). Von punktuellen Ko-
operationen bis hin zur strukturellen Integ-
ration von Sozialdiensten in neue Träger-
schaften werden vielerorts verschiedene 
Varianten geprüft. Die Berner Fachhoch-
schule (BFH) hat in den letzten Jahren 
mehrere Projekte begleitet, in denen Ge-
meinden solche Optionen ausgelotet ha-
ben. 

Unterschiedliche Ausgangslagen und 
Zielsetzungen
In der Praxis zeigt sich, dass der Weg zur 
Kooperation von Sozialdiensten nicht über-
all an derselben Stelle beginnt. Ausgangs-
lage, Anstoss und Zielsetzungen unterschei-
den sich – und bestimmen wesentlich, wel-
che Kooperationsformen überhaupt 
sinnvoll sind. So entschied sich in einem 
Fall ein kleiner regionaler Sozialdienst, sich 
einem mittelgrossen Sozialdienst anzu-

schliessen. Ausschlaggebend dafür war das 
Anliegen, die Dienstleistung im Einzugsge-
biet auch künftig gewährleisten zu können 
– insbesondere mit Blick auf mögliche 
künftige Anforderungen an die Mindest-
grösse von Sozialdiensten. In einem ande-
ren Beispiel trat eine Gemeinde – in erster 
Linie aus Kostengründen – aus dem beste-
henden Gemeindeverband aus und schloss 
sich einem benachbarten Sozialdienst an. 
Die verbleibenden Gemeinden standen vor 
der Frage, unter welchen Bedingungen der 
bestehende Sozialdienst weitergeführt wer-
den kann. In einem dritten Projekt prüften 
vier ähnlich aufgestellte Sozialdienste in ei-
ner Region, wie sie ihre Zusammenarbeit 
intensivieren könnten, um spezialisiertes 
Fachwissen (z. B. Rechtsdienst) besser zu 
bündeln und flexibler auf personelle Eng-
pässe zu reagieren. Und in einer weiteren 
Region nahmen drei sehr unterschiedlich 
organisierte Dienste – in Grösse sowie 
Struktur – gemeinsam eine Analyse ihrer 
Ausgangslage und Entwicklungsmöglich-
keiten in Angriff, um Optionen für eine en-
gere Zusammenarbeit zu prüfen. 

Die Beispiele zeigen: Interkommunale 
Zusammenarbeit beginnt nicht mit einem 
fertigen Modell, sondern mit einer sorgfälti-
gen Analyse der jeweiligen Situation.

Passende Kooperationsformen
In den Projekten, welche die BFH begleitet, 
kristallisierten sich unterschiedliche Koope-
rationsformen heraus – je nach Bedarf, 
Kontext und politischem Willen:
•	 «Mini-Modelle» betreffen punktuelle 

Kooperationen in einzelnen Aufgaben-
bereichen, etwa bei der Alimentenhilfe, 
den Unterhaltsvereinbarungen oder der 
gemeinsamen Nutzung von Fachwis-
sen. Diese Zusammenarbeit ist pragma-

tisch angelegt – und oft ein erster 
Schritt.

•	 «Midi-Modelle» zielen darauf, dass 
gewisse Aufgaben, z. B. administrative 
Aufgaben oder Aufgaben, die viel Spezi-
alwissen erfordern, gemeinsam erbracht 
werden. Die Basisleistungen, insbeson-
dere die Beratungen, werden weiterhin 
durch die bisherigen Organisationen 
durchgeführt. 

•	 «Maxi-Modelle» beinhalten die Zusam-
menführung mehrerer Dienste. Es 
entsteht ein gemeinsamer Sozialdienst. 
Dabei können die bisherigen Standorte 
durchaus bestehen bleiben. Die Aufga-
ben lassen sich aber so besser bedarfso-
rientiert zuteilen, und es gibt mehr 
Flexibilität beim Einsatz des Personals. 

Diese vielfältigen Modelle zeigen: Die pas-
sende Kooperationsform hängt nicht nur 
von fachlichen Erwägungen ab, sondern sie 
muss sich an der konkreten Situation der 
Dienste vor Ort und den politischen Gege-
benheiten in den beteiligten Gemeinden 
orientieren. Es gibt keine Standardlösung – 
wohl aber wiederkehrende Fragen, die zu 
klären sind.

Systematische Analyse als 
Entscheidungsgrundlage
Die Erfahrung zeigt, dass zu Beginn die 
Ist-Situation der beteiligten Sozialdienste 
analysiert wird. Es geht darum, die Aus-
gangslage zu klären. Dazu gehören insbe-
sondere organisatorische und personelle 
Strukturen, die finanzielle Lage, beste-
hende Kooperationen sowie bisher unge-
nutzte Synergiepotenziale. Mit einer 
SWOT-Analyse werden zudem die Stärken, 
Schwächen, Chancen und Risiken für die 
Sozialdienste dargelegt. Auf dieser Grund-
lage lassen sich geeignete Kooperationsmo-
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delle identifizieren – vom Status quo über 
verschiedene Kooperationsgrade bis hin zur 
vollständigen Zusammenlegung. Jedes Mo-
dell wird entlang von relevanten Kriterien, 
beispielsweise Wirksamkeit, Wirtschaft-
lichkeit und Zugänglichkeit, analysiert und 
bewertet. Die Resultate dienen den politi-
schen Gremien als Entscheidungsgrund-
lage für das weitere Vorgehen.

Wie Kooperationen gelingen
Auch wenn einige Projekte noch nicht abge-
schlossen und die Ausgangslagen unter-
schiedlich sind, lassen sich einige Gelin-
gensbedingungen herausarbeiten, die für 
alle Projekte der interkommunalen Zusam-
menarbeit im Bereich der Sozialdienste 
eine Rolle spielen:
•	 Geografische Nähe und bereits beste-

hende Kooperationen in anderen Fel-
dern (z. B. in der Jugendarbeit, in der 
Schule oder in der Feuerwehr) fördern 
das gegenseitige Vertrauen. 

•	 Besonders wichtig ist die frühzeitige 
Zieldefinition und Klärung, welche 
Bereiche die Kooperation umfassen soll 
– nur die Kernbereiche der Sozialdiens-
te wie Sozialhilfe, Kindes- Erwachse-
nenschutz sowie Alimentenhilfe oder 
auch weitere Bereiche wie die Schulsozi-
alarbeit oder die Altersarbeit?

•	 Die Vertiefung der interkommunalen 
Zusammenarbeit bedingt in der Regel 
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auch politische Entscheide und damit 
den Einbezug von Sozialbehörden, 
Exekutiven und Legislativen. Diese 
Prozesse erfordern Zeit. 

•	 Transparenz spielt eine zentrale Rolle. 
Wer kooperieren will, muss offenlegen, 
wo Herausforderungen bestehen und 
was man sich von einer Zusammenar-
beit verspricht – und auch, wo Unsi-
cherheiten vorhanden sind. Diese 
Faktoren nachvollziehbar darzulegen, 
ist entscheidend für tragfähige Be-
schlüsse. 

•	 Ein partizipativer Prozess mit der Ein-
bindung von Mitarbeitenden kann die 
Akzeptanz fördern und eine realistische 
Einschätzung tragfähiger Lösungen 
bringen. 

•	 Eine unabhängige externe Begleitung 
hilft, Potenziale und Risiken realistisch 
einzuschätzen, und dient der Legitima-
tion gegenüber politischen Gremien. 

Kooperationen als Chance – aber 
keine Selbstläufer
Interkommunale Kooperationen von Sozi-
aldiensten bieten grosse Chancen – fach-
lich, finanziell und organisatorisch. Sie er-
möglichen es, Ressourcen zu bündeln und 
den Herausforderungen der Zukunft mit 
robusten Strukturen zu begegnen. Grössere 
Organisationseinheiten verfügen über 
mehr Spielräume und höhere Resilienz – 

etwa bei neuen Anforderungen, zunehmen-
dem Bedarf an Spezialwissen oder beim 
Ausfall von Schlüsselpersonen. Auch die 
Qualitätssicherung kann durch Kooperatio-
nen langfristig gestärkt werden. Kooperati-
onen bedeuten aber nicht, dass kleinere So-
zialdienste weniger leistungsfähig sind. 
Viele leisten heute gute Arbeit, sind gut ver-
ankert und mit starker Nähe zur Bevölke-
rung. Es geht vielmehr darum, kontextab-
hängig tragfähige Perspektiven für die Zu-
kunft zu entwickeln. Kooperationen 
müssen sorgfältig vorbereitet und auf die 
jeweiligen regionalen Gegebenheiten abge-
stimmt werden. Es lohnt sich also, die 
Strukturen aktiv weiterzudenken. � 
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